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fe“ für ein Krankenhaustranspa-
renzgesetz genommen – darin 
wird das Anliegen der Erhöhung 
der Transparenz befürwortet, je-
doch stellen sie „schwerwiegen-
de Mängel“ in der angedachten 
Ausführung fest. Welche Proble-
me sehen sie in dem Entwurf?

Karin Maag: Die 
hauptamtlichen un-
parteiischen Mit-
glieder des G-BA 
begrüßen das grund-
sätzliche Anliegen 
dieses Gesetzes, die 
Qualität der Kran-
kenhausbehandlung 
durch ein Transparenz-
verzeichnis fördern 
zu wollen. Die Formu-
lierungshilfe enthält 
allerdings erhebliche 
fachliche wie auch rechtliche 
Mängel, weshalb wir den Entwurf 
ablehnen. Aus unserer Sicht ist es 
z. B. von elementarer Bedeutung, 
dass die veröffentlichten Daten 
nicht nur fachlich richtig und risi-
koadjustiert sind – sondern insge-
samt geeignet sind, Patientinnen 
und Patienten eine sachgerechte 
Auswahlentscheidung zu ermög-
lichen. So ist das alleinige Erfüllen 
von Strukturanforderungen, also 
z. B. Anforderungen an Anzahl 
und Ausbildung des Personals 
oder die technische Infrastruk-
tur, nicht geeignet, allein daraus 
eine gute Behandlungsqualität 
abzuleiten. Abgesehen von der 
inhaltlich unklaren Ausgestaltung 
eines Transparenzverzeichnisses 
sehen wir leider viele – sicher gut 
gemeinte – Regelungsansätze, 
bei denen Bedeutung und Sinn 
unscharf bleiben und die auch 
haftungsrechtliche Fragen unbe-
antwortet lassen. 
 

KMi: Sie bewerten die vorgese-
hene Einführung eines Transpa-
renzverzeichnisses als Grund-
rechtseingriff, der folglich einer 
verfassungskonformen Ermächti-
gungsgrundlage, die kompetenz-
mäßig erlassen, geeignet, erfor-
derlich und verhältnismäßig ist, 
bedürfe. Weshalb sehen Sie dies 

mit dem Entwurf nicht 
erfüllt?

Maag: Die Regelung 
enthält keine, ge-
schweige denn hin-
reichende und sach-
gerechte gesetzlichen 
Leitlinien und Vorkeh-
rungen zur Gewähr-
leistung eines neut-
ralen, sachlichen und 
richtigen staatlichen 
I n f o r m a t i o n s h a n -

delns. Es fehlen jedwede inhaltli-
chen oder sonst einschränkenden 
Vorgaben zur konkreten Aus-
gestaltung des Transparenzver-
zeichnisses und seinem äußeren 
Erscheinungsbild. Es fehlen auch 
Aussagen zu konkurrierenden 
Grundrechten, z. B. Patienten-
schutz durch Transparenz auf der 
einen Seite und die Freiheit der 
beruflichen und wirtschaftlichen 
Betätigung der Krankenhäuser 
auf der anderen Seite. Die Liste 
lässt sich beliebig verlängern. Die 
Transparenz soll ja dazu dienen, 
Einfluss auf die Auswahlentschei-
dung der Patientinnen und Pati-
enten bei der Krankenhaussuche 
zu nehmen. Der Ansatz ist gut 
und richtig. Allerdings werden 
dadurch natürlich auch Entschei-
dung zu Lasten der vom Patien-
ten nicht ausgewählten Kranken-
häuser getroffen. Die publizierten 
Daten müssen deshalb nicht nur 
fachlich richtig und risikoadjus-
tiert, sondern in ihrer Gesamtheit 

auch geeignet sein, eine Auswah-
lentscheidung zu ermöglichen. 
Vergleichsportale gibt es bereits 
in unterschiedlicher Trägerschaft. 
Je „staatsnäher“ solche Transpa-
renzdaten veröffentlicht werden, 
desto höhere Anforderungen an 
deren inhaltliche Richtigkeit sind 
zu stellen.

KMi: Auch haftungsrechtliche 
Fragen sehen sie mit den vorge-
sehenen Regelungen nicht gelöst 
– wo sind da die Probleme und 
wie wären sie besser zu regeln?

Maag: Ich bleibe beim Beispiel, 
dass ein Krankenhaus Patienten 
verliert. Mit Patientenabwande-
rungen können erhebliche wirt-
schaftliche Folgen für die Kran-
kenhäuser verbunden sein. Laut 
vorliegendem Entwurf hat der 
G-BA keinen Einfluss auf die Aus-
gestaltung der Darstellung. Da 
die Richtigkeitskontrolle durch 
den G-BA sogar ausdrücklich aus-
geschlossen werden soll, müssen 
klare Regelungen zur Haftungs-
freistellung der das IQTIG tra-
genden Stiftung (die vom G-BA 
errichtet wurde, Anm. d. Red.) für 
den Fall getroffen werden, dass 
Patientenentscheidungen falsche 
oder fehlerhaft veröffentlichte 
Daten zugrunde liegen. Rechts-
sicherheit bei publizierten Anga-
ben ist ein sehr wichtiger Aspekt, 
zu dem in dem Entwurf vieles of-
fen bleibt. 

KMi: Die Passage der Formulie-
rungshilfe, nach der die neuen, 
mit dem Gesetz definierten Auf-
gaben „Vorrang vor allen sonsti-
gen Aufträgen des IQTIG“ haben 
sollen, stößt ebenso auf Kritik 
– unter anderem hatte auch 
die Deutsche Krankenhausge-
sellschaft dies bemängelt. Wie 
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schätzen Sie die Problemlage 
hier ein? 

Maag: Die vorgesehene prioritä-
re Aufgabenwahrnehmung steht 
in diametralem Widerspruch zur 
Organisation und Funktion des 
IQTIG, die darin bestehen, sich im 
Auftrag des G-BA mit der Ermitt-
lung und Weiterentwicklung der 
Versorgungsqualität zu befassen 
und dem G-BA notwendige Ent-
scheidungsgrundlagen für die 
von ihm zu gestaltenden Maß-
nahmen der Qualitätssicherung 
zu liefern (vgl. Begründung zum 
GKV-FQWG, BT-Drs. 18/1307, S. 33 
ff.). Diese vom G-BA beauftragten 
wissenschaftlichen Vorarbeiten 
bzw. Arbeitsergebnisse des IQTIG 
sind gemäß § 137b SGB V dem 
G-BA lediglich als Empfehlungen 
zuzuleiten, die dieser als Normge-
ber im Rahmen seiner Aufgaben-
stellung zu berücksichtigen hat. 
Der Plan konterkariert die Steu-
erungsverantwortung des G-BA, 
der ja überdies im Auftrag des Ge-
setzgebers arbeitet. Es ist somit 
völlig unklar, wie der G-BA künftig 
seine gesetzlichen Aufgaben im 
Bereich der Qualitätssicherung 
fristgerecht erfüllen soll, wenn 
aus Sicht des IQTIG für diese künf-
tig nachrangig zu behandelnden 
Aufgaben keine Kapazitäten mehr 
da sind. Dieser Vorrang, den sich 
die Regierung einräumen lassen 
will, verstößt damit auch gegen 
den leitenden Grundgedanken 
autonomer Selbstverwaltung und 
das Gebot effektiver Aufgaben-
wahrnehmung. Auch die Kosten-
tragung für die Erfüllung dieser 
unmittelbar vom BMG beauftrag-
ten Aufgaben des Instituts bedarf 
der gesetzlichen Regelung.

KMi: Gibt es weitere Punkte in der 
Formulierungshilfe, die aus Sicht 

des G-BA kritikwürdig sind und 
weiterer Erläuterung bedürfen?

Maag: Ein weiteres Problem ist 
unter anderem, dass der Fokus 
des Transparenzregisters auf den 
für die Berichterstattung konzi-
pierten Leveln der Krankenhaus-
einteilung liegen soll. Denn die 
Level-Einteilung ergibt sich aus 
der Addition von sogenannten 
Leistungsgruppen, die wiederum 
primär für die Krankenhauspla-
nung in NRW konzipiert worden 
sind – jedoch nicht für die Infor-
mation der Öffentlichkeit. In der 
Folge werden Aussagen auf ei-
nem hohen Niveau aggregiert 
und leistungsspezifische Details 
für Verbraucher nicht erkennbar 
sein – im Gegensatz zu heute 
verfügbaren öffentlichen Kran-
kenhaussuchmaschinen, die auf 
den jährlichen Qualitätsberichten 
der Krankenhäuser beruhen, die 
schon seit Jahren durch den G-BA 
veröffentlicht werden.

KMi: In vielen Stellungnahmen 
zur Formulierungshilfe wird auch 
eine steigende Bürokratielast auf 
Seiten der Krankenhäuser durch 
die neuen Regelungen erwartet. 
Wie schätzen Sie den bürokrati-
schen Aufwand bei den unter-
schiedlichen Beteiligten ein?

Maag: Insbesondere um Haf-
tungsfragen zu begegnen, aber 
auch im Hinblick auf Abrech-
nungsfragen und vielen weiteren 
im Einzelfall durchaus relevanten 
Fragestellungen, ist in der Sum-
me der Aufwand an Bürokratie 
zu groß geworden. Aufwand und 
Nutzen stehen zum Teil nicht 
mehr im richtigen Verhältnis. Des-
halb haben wir uns beim G-BA z. 
B. vorgenommen, das Verhältnis 
von Aufwand und Nutzen bei der 

datengestützten Qualitätssiche-
rung vom Kopf auf die Füße zu 
stellen. Der voraussichtliche Er-
füllungsaufwand für die Kranken-
häuser und die anderen Akteure 
wird im Entwurf zwar beziffert, ist 
jedoch angesichts der vielen Un-
klarheiten im Entwurf nicht wirk-
lich zu überprüfen. Wir sehen das 
Problem, dass durch das Trans-
parenzregister vor allem büro-
kratische Doppelstrukturen zum 
Qualitätsbericht der Kranken-
häuser aufgebaut werden. Eine 
Reduzierung des bürokratischen 
Aufwands durch die Gesetzesini-
tiative sehe ich noch nicht.

KMi: Wenn man sich die in die-
ser Legislaturperiode schon ge-
starteten und die geplanten Ge-
setzesvorhaben ansieht, die das 
Gesundheitswesen im weiteren 
Sinne betreffen – sehen Sie da 
eine klare Linie oder eher ein Ne-
beneinander von Regelungen, 
die besser abgestimmt werden 
müssten?

Maag: Mit dem Koalitionsvertrag 
hat das BMG eine klare Agenda 
erhalten. Die Umsetzung dieser 
Agenda versuchen wir mit unse-
ren Stellungnahmen im Rahmen 
der einzelnen Gesetzgebungs-
verfahren zu verbessern. 

KMi: Vielen Dank für das  
Gespräch!
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